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Gemeinde Bördeland 
 
 

Amtliche Bekanntmachungen der 
Gemeinde 

 

[Hinweis: Sollten an dieser Stelle Beschlüsse nicht im vollen 
Wortlaut veröffentlicht sein, so können diese in der vollständigen 
Fassung (soweit dies rechtlich zulässig ist) in der Gemeinde 
Bördeland, OT Biere, Magdeburger Straße 3 in 39221 Bördeland, 
eingesehen werden. Um Beachtung wird gebeten!] 
(Die nachfolgend aufgeführten amtlichen Bekanntmachungen 
gelten für  den Zuständigkeitsbereich der Gemeinde Bördeland 
mit den Ortsteilen Biere, Eggersdorf, Eickendorf, Großmühlingen, 
Kleinmühlingen, Welsleben und Zens.  
Um Beachtung wird gebeten! 
 

Stellenausschreibung 
 
Schnellstmöglich ist die Stelle 
 
            eines/er Bauhofmitarbeiters/in 
 
zu besetzen. 
 
Die Vergütung erfolgt entsprechend dem Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVÖD)  
 
Einstellungsvoraussetzungen sind: 
 

- abgeschlossene Berufsausbildung in einem handwerkli-
chen Beruf- vorzugsweise als Straßenwärter oder Gar-
ten- und Landschaftsbauer 

- Besitz eines Führerscheins der Klasse 3 (alt) bzw. B, C, 
CE 

- Höhentauglichkeit 
- abgeschlossener Motorkettensägenlehrgang und Frei-

schneiderlehrgang 
- Kenntnisse in Baumpflege und Baumkontrolle 
- Kenntnisse bei der Ausführung von Pflasterarbeiten 
- Bereitschaft zum Winterdienst und Bereitschaftsdienst 

Ferner setzen wir Zuverlässigkeit, Pünktlichkeit, Teamfähigkeit, 
selbständiges und eigenverantwortliches Arbeiten voraus. 
 
Das Beschäftigungsverhältnis richtet sich nach den Bestimmun-
gen des TVÖD. 
 
Die Bewerbungen sind mit den entsprechenden Unterlagen (Le-
benslauf, Zeugnisse, Arbeitsnachweise bis zum 22.06.2015 an 
die 
 
Gemeinde Bördeland 
-Hauptamt- 
OT Biere 
Magdeburger Straße 3 
39221 Bördeland 
 
einzureichen. 
_________________________________________________ 
 

Stellenausschreibung 
 
Die Gemeinde Bördeland sucht schnellstmöglich 
 
Mitarbeiter/in für die Gemeindekasse und Vollstreckung 
 

Das Aufgabengebiet umfasst: 
 

• Durchführung von verschiedenen Buchungen im Buch-
haltungssystem 

• Erledigung der Kassengeschäfte 
• Mahnwesen und Vollstreckung von privatrechtlichen 

und öffentlich-rechtlichen Forderungen 
• Bearbeitung von Insolvenzverfahren 
• Vollstreckungsmaßnahmen anordnen und durchführen 

 
Wir erwarten: 
 

• Eine kaufmännische Ausbildung mit entsprechender 
Buchhaltungserfahrung 

• Kenntnisse in der kaufmännischen Buchführung 
• Sorgfältiges, genaues, übergreifendes und flexibles Ar-

beiten 
• Führerschein Klasse B 
• Bereitschaft zur Fortbildung 
• Sicheres und freundliches Auftreten 

 
Wir bieten: 
 

• Eine interessante und abwechslungsreiche Tätigkeit 
• Vergütung nach TVöD, welche sich nach der Qualifika-

tion und den übertragenen Aufgaben richtet 
• Eine wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden 

 
Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte bis 
zum 22.06.2015 an die Gemeinde Bördeland, Biere, Magdeburger 
Straße 3, 39221 Bördeland. 
 
____________________________________________________ 
 
Sitzungen der Gemeinde Bördeland 
 
2. Sitzung des Ortschaftsrates Welsleben am 05.05.2015 
 
Beschluss I - 02 / 2015 – Grundstücksangelegenheit  
Welsleben Kauf (NÖ) 
 
Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
1. Sitzung des Ortschaftsrates Kleinmühlingen am 06.05.2015 
(NÖ) 
 
Der Beschluss wurde mehrheitlich abgelehnt. 
 
4. Sitzung des Gemeinderates am 28.05.2015  
 
Beschlussvorlage   01 – 04 / 2015 – Grundsatzbeschluss zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 03 „Wendische Straße“ 
im OT Großmühlingen 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland beschließt auf der 
Grundlage der §§ 4 und 45 Abs. 2 Ziff. 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung des Artikels 1 des Kommunal-
rechtsreformgesetzes vom 17.06.2014  (GVBl. S. 288), i. V. m. 
den § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 in der derzeit gültigen Fassung, 
den Bebauungsplan Nr. 03 „Wendische Straße“ mit der Auswei-
sung als Mischgebietsfläche aufzustellen. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans soll die 
Flurstücke 486/402, 4087/402, 403/1 und 404/6 tlw. der Flur 1 in 
der Gemarkung Großmühlingen umfassen. 
Zur Durchführung des Bauleitplanverfahrens schließt die Gemein-
de mit dem Antragsteller einen Städtebaulichen Vertrag ab. In 
dem Vertrag wird die Übernahme der Kosten des Bauleitplanver-
fahrens durch den Antragsteller und das Verbleiben der Pla-
nungshoheit bei der Gemeinde geregelt.  
Durch das Bauamt ist der Städtebauliche Vertrag zu erstellen und 
zur Unterschriftsreife zu bringen und durch den Bürgermeister zu 
unterzeichnen. 
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Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen. Der Gemeinderat beschließt, die Bürger 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig über die Ziele, Zwecke und 
voraussichtlichen Auswirkungen öffentlich zu unterrichten. 
 
Mit der Durchführung der Planung soll das Planungsbüro Magde-
burg-Ingenieurgesellschaft mbH (PMI) beauftragt werden. 
 

Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
Beschlussvorlage 02 – 04 / 2015 – Beschluss zur 5. Änderung 
des Bebauungsplanes 02/92 OT Welsleben Wohnbau „Süd“, 
Teil A 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland beschließt auf der 
Grundlage der §§ 4 und 45 Abs. 2 Ziff. 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung des Artikels 1 des Kommunal-
rechtsreformgesetzes vom 17.06.2014  (GVBl. S. 288), i. V. m. 
den §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 in der derzeit 
gültigen Fassung, das Bauleitplanverfahren für die 5. Änderung 
des Bebauungsplanes 02/92 OT Welsleben Wohnbau „Süd“ Teil 
A durchzuführen. Mit der 5. Änderung des o. g. Bebauungsplanes 
werden die planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
eine optimalere Nutzung des  Geltungsbereiches zur Errichtung 
von Einfamilienhäusern geschaffen. 
Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung 
umfasst das Flurstück 32/4 der 
Flur 10 in der Gemarkung Welsleben. 
Zur Durchführung des Bauleitplanverfahrens schließt die Gemein-
de mit den Antragstellern einen Städtebaulichen Vertrag ab. In 
dem Vertrag wird die Übernahme der Kosten des Bauleitplanver-
fahrens durch die Antragsteller und das Verbleiben der Planungs-
hoheit bei der Gemeinde geregelt.  
Durch das Bauamt ist der Städtebauliche Vertrag zur Unter-
schriftsreife zu bringen und durch den Bürgermeister zu unter-
zeichnen. 
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen. Der Gemeinderat beschließt, die Bürger 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig über die Ziele, Zwecke und 
voraussichtlichen Auswirkungen öffentlich zu unterrichten. 
 
Mit der Durchführung der Planung soll ein Planungsbüro beauf-
tragt werden. 
 

 
Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
Beschlussvorlage 03 – 04 / 2015 – Benennung und Widmung 
der Straße „Im Lerchenfeld“ 2. Abschnitt im OT Welsleben 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland beschließt auf der 
Grundlage der §§ 2,4 und 45 Abs.3 Pkt. 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG- LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung des Artikels 1 des Kommunal-
rechtsreformgesetzes vom 17.06.2014  (GVBl. S. 288), in Verbin-
dung mit § 6 Abs.1 und 2 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG-LSA) vom 06.07.1993 (GVBl.S 334) in den 
derzeit gültigen Fassungen, die Benennung und Widmung des 
2.Abschnitts der Straße „Im Lerchenfeld“ 
 
                als:  öffentliche Straße mit der Bezeichnung „Im 
Lerchenfeld“ 
 
Festsetzungen: 
1.Klassifizierung 
Der zweite Abschnitt der Straße ist Gemeindestraße gemäß § 3 
Abs.1 Nr.3 StrG-LSA 
2.Funktion  
Öffentliche Straße 
3.Träger der Straßenbaulast 
Gemeinde Bördeland 
4.Widmungsbeschränkungen: 
keine 
 

Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
Beschlussvorlage 04 - 04 / 2015 – Benennung und Widmung 
der Straße „Trappenweg“ 2. Abschnitt im OT Welsleben 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland beschließt auf der 
Grundlage der §§ 2,4 und 45 Abs.3 Pkt. 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG- LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung des Artikels 1 des Kommunal-
rechtsreformgesetzes vom 17.06.2014  (GVBl. S. 288), in Verbin-
dung mit § 6 Abs.1 und 2 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG-LSA) vom 06.07.1993 (GVBl.S 334) in den 
derzeit gültigen Fassungen, die Benennung und Widmung des 
2.Abschnitts der Straße „Trappenweg“ 
 
 als:  öffentliche Straße mit der Bezeichnung „Trappenweg“ 
 
Festsetzungen: 
1.Klassifizierung 
Der zweite Abschnitt der Straße ist Gemeindestraße gemäß §3 
Abs.1 Nr.3 StrG-LSA 
2.Funktion  
Öffentliche Straße 
3.Träger der Straßenbaulast 
Gemeinde Bördeland 
4.Widmungsbeschränkungen: 
keine 
 
Der Beschluss wurde mehrheitlich angeommen. 
 
Beschlussvorlage 05 - 04 / 2015 – Grundstücksangelegenheit 
Welsleben Grundsatz (NÖ) 
 
Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
Beschlussvorlage 06 - 04 / 2015 – Grundstücksangelegenheit 
Biere Grundsatz (NÖ) 
 
Der Beschluss wurde mehrheitlich angenommen. 
 
Beschlussvorlage 07 – 04 / 2015 – Geschäftsordnung der 
Gemeinde Bördeland für den Gemeinderat, seine Ausschüsse 
und die Ortschaftsräte 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland beschließt gemäß  
§ 59 Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung des Artikel 1 des  
Kommunalrechtsreformgesetzes vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 
288), in der derzeit gültigen Fassung, die in der Anlage befindliche 
Geschäftsordnung.  
 
Geschäftsordnung der Gemeinde Bördeland 
für den Gemeinderat, seine Ausschüsse und die 
Ortschaftsräte 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bördeland hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung des Artikel 1 des Kommunal-
rechtsreformgesetztes vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), in der 
derzeit gültigen Fassung, in seiner öffentlichen Sitzung am 
28.05.2015 die nachfolgende Geschäftsordnung für den Gemein-
derat, seine Ausschüsse  und die Ortschaftsräte beschlossen: 
 
I. Abschnitt : Sitzungen des Gemeinderates der Gemeinde 
Bördeland 
§ 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme 
(1)   Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinderat   
        im Einvernehmen mit dem Bürgermeister schriftlich  oder  
        elektronisch unter Mitteilung der Tagesordnung und Angabe  
        von Ort und Zeit die Sitzung ein.  
(2)    Der Einladung sind die für die Verhandlung erforderlichen 
        Unterlagen grundsätzlich beizufügen.  

Zu den erforderlichen Unterlagen der Verhandlungsgegen-
stände der Tagesordnung, die einen Beschluss des Gemein-
derates erfordern, ist ein Beschlussvorschlag in Form einer 
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schriftlichen Vorlage mit Begründung  beizufügen, aus dem 
auch – soweit möglich – die Beschlussempfehlungen der be-
teiligten Ausschüsse, sowie das Ergebnis der Anhörung der 
Ortschaftsräte ersichtlich sind.  
Liegen besondere Gründe vor, dann kann die Begründung 
ausnahmsweise nachgereicht werden. 

(3)    Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die  
        Geschäftslage erfordert.  
        Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn es ein  
        Viertel seiner Mitglieder unter Angabe    
        des Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die   
        letzte Sitzung länger als 3 Monate zurückliegt und ein  
        Mitglied des Gemeinderates die Einberufung unter Angabe 
        des Beratungsgegenstandes beantragt. Der Antrag auf  
        unverzügliche Einberufung des Gemeinderates nach Satz 2   
        ist schriftlich beim Vorsitzenden einzureichen.  
(4)    Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen,  
        mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer  
        Woche vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung  
        des Gemeinderates aus zeitlichen Gründen abgebrochen  
        werden muss (§ 14 Abs. 5). In diesem Fall kann die Sitzung  
        zur Erledigung der restlichen Tagesordnung an einem der  
        nächsten Tage fortgesetzt werden. Eine  
     erneute schriftliche Ladung sowie die Einhaltung einer Frist 
     sind nicht erforderlich. Die in der Sitzung nicht anwesenden 
     Gemeinderäte sind von dem neuen Termin unverzüglich zu  
     unterrichten. 
(5) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden  
     (Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden  ohne Frist,  
      formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände  
      einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die  
      Beratung und Entscheidung über die Angelegenheit nicht  
      bis zur nächsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne  
      dass nicht zu beseitigende Nachteile entstehen.  
(6) Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen  
      kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen muss, zeigt dies  
      dem Vorsitzenden des Gemeinderates an.  
(7)  Zeit, Ort und Tagesordnung sind mindestens am 3. Tag vor  
      der Sitzung in der nach der Hauptsatzung in § 17 Abs. 2  
      vorgeschriebenen Form bekanntzumachen. 
(8)  Auf schriftlichen Antrag kann ein Mitglied des Gemeinderates  
      von der schriftlichen Zusendung der Gemeinderatsunterlagen  
       in Papierform absehen. Die Unterlagen werden in diesem  
       Fall dem Gemeinderatsmitglied in elektronischer Form zur  
       Verfügung gestellt. 
 
§ 2 Tagesordnung 
(1)   Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt die Tagesordnung 
        im Einvernehmen mit dem Bürgermeister auf. Die  
        Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und bei     
        Bedarf in einen nichtöffentlichen Teil.  
(2)  Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 

und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stel-
len. Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich zuzulei-
ten. Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Gemeinde-
rates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsgegenstand 
auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung 
zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den glei-
chen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits verhandelt hat.  

(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu be-
handeln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tages-
ordnung um eine dringende Angelegenheit, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung (§ 4) zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn 
einer nichtöffentlichen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder 
des Gemeinderates anwesend sind und kein Mitglied wider-
spricht.  

(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sit-
zung über die Feststellung der Tagesordnung und über die 
öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesord-
nungspunkte. Auf Antrag kann über die Absetzung von An-
gelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung 
der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit 
der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen entschieden 
werden. 

 Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den 

Aufgabenbereich der Gemeinde fällt, ist der Antrag ohne 
Sachdebatte durch Beschluss des Gemeinderates von der 
Tagesordnung abzusetzen.  

 
§ 3 Öffentlichkeit von Sitzungen 

 
(1) Einwohner der Gemeinde Bördeland und Gäste haben das 

Recht, am öffentlichen Teil der Sitzung  des Gemeinderates 
oder seiner Ausschüsse teilzunehmen.  
Sind die für die Zuhörer vorgesehen Plätze besetzt, können 
weitere Interessenten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind 
nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich 
selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.  

(2)  An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlichen Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Abs. 1 Sätze 2 und 3 findet ent-
sprechende Anwendung.  

(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnun-
gen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und ähnli-
che Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf nicht 
beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzuzei-
gen. 

       Der Vorsitzende ist berechtigt, Auflagen die der Aufrechter-
haltung der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen, 
insbesondere die Festlegung des Standortes für die 
Ton- und Bildaufzeichnungstechnik. Mitglieder des Ge-
meinderates, Beschäftigte  der Verwaltung und Sach-
verständige können verlangen, dass einzelne eigene 
Redebeiträge oder Ausführungen nicht aufgezeichnet 
und übertragen werden.  

(4) Unter den in Abs. 3 genannten Voraussetzungen sind 
auch durch den Gemeinderat und die Ausschüsse ver-
anlasste Ton- und Bildschirmübertragungen und Auf-
zeichnungen öffentlicher Sitzungen zulässig. Die Ton- 
und Bildträger sind dem Gemeindearchiv zur Übernah-
me in das kommunale Archivgut zu übergeben.  

 
§ 4 Ausschluss der Öffentlichkeit 
(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates muss die Öffentlichkeit 

ausschließen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen einzelner dies erfordern. Wegen ihres vertrauli-
chen Charakters werden insbesondere in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt: 

a) Personalangelegenheiten 
b) Ausübung des Vorkaufsrechts 
c) Grundstücksangelegenheiten 
d) Vergabeentscheidungen 

(2) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des § 
52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit 
von einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. 

(3) Die Mitglieder des Ortschaftsrates haben das Recht, auch 
an nichtöffentlichen Sitzungen des Gemeinderates und sei-
ner Ausschüsse als Zuschauer teilzunehmen, soweit Belan-
ge der Ortschaft berührt sind.  

(4) Tagesordnungspunkte, die in nichtöffentlicher Sitzung so-
wohl des Gemeinderates, seiner Ausschüsse und der 
Ortschaftsräte behandelt werden, sind so bekannt zu geben, 
dass der Zweck der Nichtöffentlichkeit nicht gefährdet wird. 
Die Beschlüsse sind in der darauffolgenden Sitzung des 
Gemeinderates im Bericht des Bürgermeisters bekanntzu-
geben. 

 
(5) An nichtöffentlichen Sitzungen des Gemeinderates 

nehmen als Vertreter der Gemeindeverwaltung grund-
sätzlich teil : 

a) alle Amtsleiter                                                                            
b) Schriftführer /in                

         Die Teilnahme weiterer Bediensteter der    
         Gemeindeverwaltung ist grundsätzlich zulässig,         
         wenn dies der Bürgermeister für erforderlich hält.  
         Der Vorsitzende des Gemeinderates ist vor der  
         Sitzung entsprechend zu informieren. 
 
 
§ 5 Sitzungsleitung 
(1) Der Vorsitzende leitet die Sitzung, sorgt für die Aufrechterhal-
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tung der Ordnung und übt das Hausrecht während der Sitzun-
gen des Gemeinderates aus. Er ruft die Verhandlungsgegen-
stände auf und stellt sie zur Beratung und Beschlussfassung. 
Will er selbst zur Sache sprechen, so hat er                   
den Vorsitz an seinen Stellvertreter für die Dauer der Be-
ratung und Beschlussfassung des  Verhandlungsgegen-
standes abzugeben . 

 
(2) Sind der Vorsitzende und seine Stellvertreter verhindert, so 

wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden Mitgliedes für die Dauer der Verhinderung, 
längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vorsitzenden aus 
seiner Mitte.  

 
§ 6 Sitzungsverlauf 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in 
folgender Reihenfolge durchzuführen: 

 
I. Eröffnung der Sitzung 
II. Einwohnerfragestunde  
III. Feststellen  

a) der Ordnungsmäßigkeit der Einla-
dung  

b) der Beschlussfähigkeit 
c) der Tagesordnung 
d) der Niederschrift/en der letzten Sit-

zung/en des Gemeinderates 
IV. Bericht des Bürgermeisters über die Ausfüh-

rung gefasster Beschlüsse der Gemeinde Bör-
deland  

V. Abhandlung der Tagesordnungspunkte 
VI. Anfragen und Anregungen 
VII. Nichtöffentlicher Teil 
VIII. Abhandlung der Tagesordnung 
IX. Informationen der Verwaltung 
X. Anfragen und Anregungen 
XI. Schließung der Sitzung 

 
(2) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 

dort festgelegten Reihenfolge zur Beratung und Ab-
stimmung. Über Sitzungsgegenstände, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt werden, wird vor oder in 
der Regel nach den Sitzungsgegenständen in der öf-
fentlichen Sitzung beraten und abgestimmt. 

 
§ 7 Anregungen und Beschwerden 
Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich schriftlich 
oder zur Niederschrift mit Anregungen und Beschwerden an den 
Gemeinderat zu wenden. Antragsteller sollten über die Stellung-
nahme des Gemeinderates möglichst innerhalb von sechs Wo-
chen schriftlich unterrichtet werden. Bei Dringlichkeit soll ein 
Zwischenbescheid innerhalb von zwei Wochen gegeben werden. 
 
§ 8 Anfragen 
(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates ist berechtigt, Anfragen  
    während der Einwohnerfragestunde oder unter Punkt VI. und X.   
     des § 6 in der Sitzung des Gemeinderates an den  
     Bürgermeister zu stellen. 
(2) Umfangreichere Fragestellungen sind schriftlich innerhalb  
     von drei Tagen nachzureichen oder zur Niederschrift  
     dem Niederschriftführer zu übergeben.  
(3) Wenn eine Anfrage nicht sofort beantwortet werden kann, so    

ist diese spätestens innerhalb von    
       sechs Wochen schriftlich zu beantworten. 
(4)  Mindestens zwei der Mitglieder des Gemeinderates oder einer  
       Fraktion können in allen Angelegenheiten der Gemeinde und  
       ihrer Verwaltung verlangen, dass der Bürgermeister den  
       Gemeinderat unterrichtet. Auf Antrag der in Satz 1  
       bezeichneten Mehrheiten ist  dem Gemeinderat oder einem 
       von ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht zu gewähren.  
       Die Antragsteller müssen in dem Ausschuss vertreten sein.  
       Der Gemeinderat kann beschließen, dass ihm hierüber  
 
       berichtet wird. Der Bericht ist schriftlich vorzulegen.  
       Zur Beschleunigung des Verfahrens kann der Bericht auf  
       Beschluss des Gemeinderates mündlich erteilt werden. 

 
§ 9 Beratung der Sitzungsgegenstände 
(1) Nach den Erläuterungen und Begründungen des Bürger-

meisters oder eines von ihm beauftragten Vertreters der 
Gemeinde Bördeland zu den Gegenständen der Tagesord-
nung, gegebenenfalls nach Vortrag der Sachverständigen 
oder eines Ortsbürgermeisters, soweit die Belange  dieser 
Ortschaft berührt sind, eröffnet der Vorsitzende die Bera-
tung zu dem jeweiligen Tagesordnungspunkt. 

(2) Betrifft ein Gegenstand der Tagesordnung die Angelegen-
heit einer Ortschaft, soll vor der Eröffnung der Beratung der 
Ortsbürgermeister dieser Ortschaft oder sein Vertreter hier-
zu gehört werden. 

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates, das gemäß § 33 KVG LSA 
an einer Beratung und Beschlussfassung nicht teilnehmen 
darf, hat dies dem Vorsitzenden des Gemeinderates unauf-
gefordert mitzuteilen und den Beratungsraum zu verlassen. 
Bei einer öffentlichen Sitzung ist er berechtigt, sich in dem 
für Zuhörer bestimmten Teil des Beratungsraumes aufzuhal-
ten. 

(4) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur 
dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. 
Das Wort kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende 
des Gemeinderates erteilt das Wort möglichst in der Rei-
henfolge der Wortmeldungen. Der Bürgermeister hat das 
Recht, im Gemeinderat zu allen Angelegenheiten zu spre-
chen. Er kann Sachverhalte durch einen von ihm beauftrag-
ten Vertreter der Gemeinde Bördeland erläutern lassen. Bei 
Wortmeldungen zur "Geschäftsordnung" ist das Wort außer 
der Reihe sofort zu erteilen. 

(5) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an die Mitglieder des Gemeinderates zu rich-
ten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die 
Redezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemein-
derates kann vom Gemeinderat festgelegt werden und sollte 
in der Regel nicht länger als fünf Minuten betragen. 

(6) Während der Beratung sind nur zulässig: 
 a) Zusatz- und Änderungsanträge gemäß § 10 
 b) Anträge zur Geschäftsordnung  § 11 
(7) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und 

soweit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in 
der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen. 

(8) Der Vorsitzende des Gemeinderates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung der 
Tagesordnung wird vom Vorsitzenden des Gemeinderates 
geschlossen. 

 
§ 10 Sachanträge 
(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 

gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende ei-
nen Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zuläs-
sigkeit abstimmen zu lassen.  

(2) Außerhalb der Sitzung können Anträge im Rahmen einer 
Anhörung eines Ortschaftsrates beschlossen sowie beim 
Vorsitzenden des Gemeinderates oder Bürgermeister schrift-
lich oder zur Niederschrift eingereicht werden. Diese Anträge 
sollen den Gemeinderäten zur Sitzung als Tischvorlage vor-
liegen, sofern sie nicht in die Vorlage eingearbeitet wurden. 

(3) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, zurückgenommen werden. Ein zurückgenommener 
Antrag kann von einem anderen Mitglied des Gemeinderates 
aufgenommen werden mit der Wirkung, dass über den auf-
genommenen anstelle des zurückgenommenen Antrages 
abgestimmt wird. 

 
§ 11 Geschäftsordnungsanträge 
(1) Folgende Anträge im Sinne dieser Geschäftsordnung kön-

nen jederzeit gestellt werden: 
a) Schluss der Aussprache zu einzelnen Tagesordnungspunk-
ten, 
a) Schluss der Rednerliste, 
b) Verweisung eines Tagesordnungspunktes zur weiteren  
         Beratung an einen Ausschuss oder an den  
         Bürgermeister, 
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c) Absetzung oder Vertagung eines Tagesordnungspunk-
tes, 
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der  
         Redezeit, 
e) Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
g) Rücknahme von Anträgen, 
h) Anhörung von Personen, insbesondere von  
         Sachverständigen, 
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines  
         Gemeinderatsmitgliedes, 
j) Feststellung der Beschlussfähigkeit des Gemeinderates  
         im Verlauf der Sitzung. 

 
(2) Über diese Anträge entscheidet der Gemeinderat vorab. 
(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Ge-

schäftsordnung“ durch Aufheben beider Hände, so muss 
ihm das Wort außerhalb der Reihe erteilt werden. Es darf 
dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen 
zur Geschäftsordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten 
dauern. Sie dürfen sich mit der Sache selbst nicht befassen, 
sondern nur den Geschäftsordnungsantrag begründen. 

 
§ 12 Abstimmungen 
(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Antra-

ges auf "Schluss der Rednerliste" lässt der Vorsitzende des 
Gemeinderates nach den Bestimmungen des § 56 Abs. 2 
KVG LSA abstimmen. Während laufender Abstimmung kön-
nen keine weiteren Anträge gestellt werden. 

(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen. 

(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in 
der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:  
a)  Anträge zur Geschäftsordnung, 
b) Anträge von Ausschüssen, 
c) weitergehende Anträge; als weitergehend sind solche An-

träge anzusehen, die einen größeren Aufwand erfordern 
oder eine einschneidende Maßnahme zum Gegenstand 
haben, 

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) und c) fällt. 

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Gemeindera-
tes die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formu-
lieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann. 

(5) Es wird grundsätzlich durch Handzeichen offen abgestimmt. 
Mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine na-
mentliche Abstimmung verlangt werden. Jedes Mitglied des 
Gemeinderates kann verlangen, dass in der Niederschrift  
vermerkt wird, wie es abgestimmt hat. 

(6) Die Stimmen sind durch den Vorsitzenden des Gemeindera-
tes oder einen von ihm Beauftragten zu zählen. Das Ab-
stimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung 
durch den Vorsitzenden bekannt zu geben. Er hat festzustel-
len, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.  

(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen und Stimmenent-
haltungen festzuhalten. 

(8) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. 

(9) Über Gegenstände einfacher Art können die Vertretung und 
ihre Ausschüsse im Wege der Offenlegung oder im schriftli-
chen Verfahren beschließen. Ein hierbei gestellter Antrag ist 
angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied wider-
spricht. 

 
§ 13 Wahlen 

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich  
         genannten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit  
         Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewählt  
         werden, wenn kein Mitglied widerspricht. 
(2)  Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von  
      Personen werden aus der Mitte des 
      Gemeinderates mehrere Stimmzähler bestimmt.  
(3)  Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu  
      verwenden. Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, 
      dass jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht 

      werden kann. Die farbliche Markierung erfolgt einheitlich,  
      um Rückschlüsse auf die stimmabgebende Person zu  
      vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu  
      falten. 
(4)  Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel 

 
a) nicht als amtlich erkennbar ist, 
b) leer ist, 
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zwei-

felsfrei erkennen lässt, 
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Be-

schriftungen enthält, 
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber 

enthält. 
 
(5)  Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der  
      Mitglieder des Gemeinderates zu erfolgen. 
(6)  Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen  
      der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder  
      erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein  
      zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Person 
       gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat.  
       Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so  
       entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im 
       ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese   
       Person die erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden  
       die Sätze 2 bis 4 keine Anwendung. Der Vorsitzende  
       gibt das Wahlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt. 
(7)  Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in  
       einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewer-

ber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu beset-
zende Stelle eine 

       Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die Bewerber in 
der Reihenfolge der Zahl, der für sie 

       abgegebenen gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit 
der anwesenden stimmberechtigten 

       Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. 

 
§ 14 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung 
(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unter-

brechen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf An-
trag eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entsprechender 
Beschluss von mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglie-
der gefasst wird. Die Unterbrechung soll nicht länger als 15 
Minuten dauern. 

(2) Der Gemeinderat kann 
a) Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung zu-

rückverweisen, 
b) Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an 

den Bürgermeister zurückverweisen, 
c) die Beratung über einzelne Punkte der Tagesordnung 

vertagen oder 
d) die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in 

der Sache abschließen. 
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 

Schlussantrag geht bei der Abstimmung dem Verweisungs-, 
dieser dem Vertagungsantrag vor.  

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, einen Vertagungs- oder ei-
nen Schlussantrag stellen. 

(5) Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesord-
nungspunkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sit-
zung zu schließen. Sofern das Verfahren nach § 1 Abs. 4 S. 
1 - 3 nicht zur Anwendung kommt, sind die restlichen Punkte 
in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle abzuwi-
ckeln. 

 
§ 15 Niederschriftsführer 
Die Gemeinde Bördeland sichert den Dienst zur Erstellung der 
Niederschrift der Sitzung des Gemeinderates durch die Bestellung 
eines Niederschriftführers ab. 
 
§ 16 Sitzungsniederschrift 
(1) Über den Mindestinhalt gemäß § 58 Abs. 1 KVG LSA hinaus, 

muss die Sitzungsniederschrift enthalten: 
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a) Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige  
      Sitzungsunterbrechungen, 
b) Namen der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates, 
c) Vermerke darüber, welche Mitglieder verspätet erschie-

nen sind oder die Sitzung vorzeitig oder wegen Befan-
genheit vorübergehend verlassen haben, wobei ersicht-
lich sein muss, an welchen Abstimmungen oder Wahlen 
die Betroffenen nicht teilgenommen haben, 

d) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, 
e) Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
f) Eingaben und Anfragen, 
g) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tages-

ordnungspunkte öffentlich oder nichtöffentlich stattge-
funden hat, 

h) Genehmigung der Sitzungsniederschrift(en) der voran-
gegangenen Sitzung(en), 

i) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung. 
j) Verlangt ein Mitglied des Gemeinderates oder der Vor-

sitzende eine Erklärung wörtlich festzuhalten, so ist dies 
dem Niederschriftführer schriftlich vorzulegen. 
 

(2) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt 
wurden, sind gesondert zu protokollieren. 

(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Gemeinderates 
sowie den Ortsbürgermeistern zuzuleiten. Die Beschlussaus-
fertigungen sowie die Niederschrift über die in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelten Punkte sind gesondert auf farbi-
gem Papier auszufertigen und mit dem Vermerk „Vertraulich“ 
zu versehen. 

(4) Erhebt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Niederschrift Bedenken, so wird - 
falls die Bedenken nicht sofort ausgeräumt werden können - 
in der nächsten Sitzung über die Begründetheit der Beden-
ken und gegebenenfalls über die Änderung der Niederschrift 
abgestimmt. Wird durch das Ergebnis der Abstimmung den 
Bedenken nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Ge-
meinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 
Erklärung in die Niederschrift zu verlangen. 

(5) Zur Erleichterung der Aufnahme der Niederschriften ist es 
dem Protokollführer gestattet, elektronische Tonaufzeich-
nungen zu fertigen. Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und 
Genehmigung der Niederschrift sind Tonbandaufnahmen zu 
löschen. 

  
§ 17 Aufhebung und Änderung von Beschlüssen des  
Gemeinderates 
(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des 

Gemeinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder 
vom Bürgermeister beantragt werden. Der Gemeinderat 
entscheidet hierüber frühestens in der nächsten Sitzung 
durch erneute Beschlussfassung. 

(2) Ein nach Abs. 1 abgelehnter Antrag kann innerhalb von 
sechs Monaten nur dann erneut gestellt werden, wenn sich 
die Sach- und/oder Rechtslage wesentlich geändert hat. 

(3) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulässig, 
soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemeinderates 
bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und diese 
nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit vertretba-
rem Aufwand nicht möglich ist und/oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann. 
 

§ 18 Ordnung in den Sitzungen 
(1) Wer gegen die Ordnung verstößt, die Würde der Versamm-

lung verletzt oder sich ungebührlich oder beleidigend äußert, 
wird vom Vorsitzenden des Gemeinderates zur Ordnung ge-
rufen. Hat ein Redner in derselben Sitzung einen wiederhol-
ten Ordnungsruf erhalten und gibt er Anlass zu einem weite-
ren Ordnungsruf, so kann ihm der Vorsitzende das Wort ent-
ziehen, sofern er ihn bei dem vorhergehenden Ordnungsruf 
darauf aufmerksam gemacht hat. 

(2) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einen Redner, der 
vom Gegenstand der Beratung abkommt, zur Sache verwei-
sen. Auf diese Verpflichtung kann jedes Mitglied des Ge-
meinderates den Vorsitzenden durch Zuruf hinweisen. 

(3) Redet jemand, dem das Wort nicht erteilt wurde, so muss 
ihm das Wort sofort entzogen werden. 

(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einen Redner, der 
eine festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entzie-
hen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hinge-
wiesen hat. 

(5) Einem Redner, dem das Wort gemäß Abs. 1 entzogen wur-
de, darf es in derselben Sitzung zu demselben Punkt nicht 
wieder erteilt werden. 

(6) Mitglieder, die zur Ordnung gerufen werden, oder gegen die 
ein Sitzungsausschluss verhängt wird, können binnen einer 
Woche einen schriftlich zu begründenden Einspruch erhe-
ben. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung zu setzen. 

(7) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied der 
Vertretung bei grober Ungebühr oder wiederholten Verstö-
ßen gegen die Ordnung aus dem Sitzungsraum verweisen. 
Mit dieser Anordnung ist der Verlust des Anspruches auf die 
auf den Sitzungstag entfallene Entschädigung verbunden. 
Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwider-
handlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung er-
lassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens 4 Sitzungen ausschließen. 

(8) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es dem 
Vorsitzenden nicht, sie wieder herzustellen, so kann er die Sit-
zung unterbrechen. 
 
§ 19 Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern 
(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 

des Gemeinderates unterliegen alle Personen, die sich wäh-
rend einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungssaal auf-
halten. 

(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens einmal auf die Folgen seines Verhaltens hinge-
wiesen wurde. 

(3) Entsteht während einer Sitzung des Gemeinderates unter 
den Zuhörern störende Unruhe, so kann der Vorsitzende des 
Gemeinderates nach vorheriger Ankündigung den für die 
Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, 
wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu besei-
tigen ist. 

(4) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung 
vorsorglich Polizeischutz angefordert, so teilt er das zu Be-
ginn der Sitzung dem Gemeinderat einschließlich der Gründe 
hierfür mit. 

 
II. Abschnitt : Fraktionen 
§ 20 Fraktionen 
(1)  Die Fraktionen müssen dem Vorsitzenden des Gemeinderates 

von ihrer Bildung schriftlich Kenntnis geben. Dabei ist auch 
mitzuteilen, wer zum  Vorsitzenden der Fraktion bestellt wur-
de. Der Zusammenschluss von Mitgliedern des Gemeindera-
tes wird mit schriftlicher Mitteilung an den Vorsitzenden des 
Gemeinderates wirksam. Veränderungen sind dem Vorsitzen-
den mitzuteilen. 

(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurzbe-
zeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlag die 
Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. Da-
bei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wählergrup-
pe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der Frakti-
onswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt beste-
hende Fraktionsbezeichnungen unberührt. 

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren  
     Fraktionen angehören. 
 
 
III. Abschnitt: Verfahren in den Ausschüssen des Gemeinde-
rates und der Ortschaftsräte  
§ 21 Verfahren in den Ausschüssen des Gemeinderates und 
der Ortschaftsräte 
(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, 

finden für die Ausschüsse des Gemeinderates und die 
Ortschaftsräte, im Weiteren „Ausschüsse“ genannt, die Be-
stimmungen dieser Geschäftsordnung entsprechend Anwen-
dung. 
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(2) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sitzungen 
beschließender und beratender Ausschüsse  sind allen Aus-
schussmitgliedern  und zusätzlich den übrigen Mitgliedern 
des Gemeinderates zuzuleiten. 

(3) Mitglieder des Gemeinderates, die dem Ausschuss nicht 
angehören, aber einen Antrag gestellt haben, über den in der 
Ausschusssitzung beraten oder beschlossen wird, erhalten 
fristgerecht eine Einladung nach § 43 Abs. 4 KVG LSA zu 
dieser Sitzung sowie die den Antrag betreffende Sitzungsvor-
lage.   

(4) Die Ausschüsse können beschließen, zu einzelnen Punkten 
ihrer Tagesordnung in den Sitzungen Sachverständige und 
Einwohner zu hören. Diese haben bei nichtöffentlichen Sit-
zungen den Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der Ange-
legenheit diskutiert wird, zu der sie gehört werden sollen. 

(5) Die Sitzungen der Ausschüsse sind in einer Niederschrift 
festzuhalten. Verantwortlich für die Niederschrift ist der Aus-
schussvorsitzende. Die Niederschriftführung erfolgt gemäß § 
15 und sollte spätestens bis zur darauffolgenden Gemeinde-
ratssitzung vorgelegt werden, es sei denn, dass eine erneute 
Haushaltsausschusssitzung vor der nächsten Gemeinderats-
sitzung stattfindet. Den Ortschaftsräten sollte die Nieder-
schrift innerhalb von 4 Wochen zugestellt werden. 

(6) Durch den Bürgermeister bzw. einem von ihm Beauftragten 
Vertreter der Gemeinde Bördeland ist der Gemeinderat über 
gefasste Beschlüsse in der nächsten Gemeinderatssitzung 
zu informieren. 

 
IV. Abschnitt : Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse 
§ 22 Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse 
Die Öffentlichkeit wird über die Tagesordnung der Sitzungen des 
Gemeinderates sowie seiner Ausschüsse über den wesentlichen 
Inhalt der von ihm gefassten Beschlüsse im Rahmen der öffentli-
chen Bekanntmachungen gemäß Hauptsatzung unterrichtet. Die 
Unterrichtung der Presse obliegt dem Bürgermeister in eigener 
Entscheidung. 
 
V. Abschnitt : Schlussvorschriften, Inkrafttreten 
 
§ 23 Auslegung der Geschäftsordnung 
Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäftsord-
nung entscheidet der Vorsitzende des Gemeinderates. Erhebt 
sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entscheidet der 
Gemeinderat mit der Mehrheit der auf ja oder nein lautenden 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch zurückge-
wiesen. 
 
§ 24 Abweichungen von der Geschäftsordnung 
Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im Ein-
zelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche Be-
stimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied des Gemein-
derates widerspricht. 
§ 25 Sprachliche Gleichstellung 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weibli-
cher und männlicher Form. 
 
§ 26 Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemeinde-
rates am 29.05.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsord-
nung vom 06.11.2014 außer Kraft. 
 
Bördeland, den 28.05.2015 
 
Dr. Joachim Renning 
Vorsitzender des Gemeinderates 
____________________________________________________ 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
und Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben 
- Flurbereinigungsbehörde - 
 
Postanschrift: Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben 

    Wanzleben, 11.05.2015 

Aktenzeichen: 32.3 – 611 B12 - 0305 SBK 06 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Schlussfeststellung 

In dem Flurbereinigungsverfahren Schachtteich/Seehof, BAB A14, 
Landkreis Schönebeck 06, Verf.-Nr. 0305 SBK 06, wird hiermit 
nach. § 149 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) i. d. jew. gültigen 
Fassung, die Schlussfeststellung erlassen und folgendes festge-
stellt: 

1. Die Ausführung nach dem Flurbereinigungsplan ist bewirkt.  
2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im 

vorliegenden Flurbereinigungsverfahren hätten berücksichtigt 
werden müssen.  

3. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft „Schacht-
teich/Seehof, BAB A14, Landkreis Schönebeck 06“ sind ab-
geschlossen. 

Mit der Zustellung der unanfechtbaren Schlussfeststellung an die 
Teilnehmergemeinschaft ist das Flurbereinigungsverfahren been-
det und die Teilnehmergemeinschaft erloschen. 

Gründe: 

Die Voraussetzungen für die Schlussfeststellung nach § 149 

FlurbG liegen vor. 

Die Ausführung des Flurbereinigungsplanes ist in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht bewirkt. Die öffentlichen Bücher sind 
berichtigt. 
Die gemeinschaftlichen Anlagen sind entsprechend ihrer Zweck-
bestimmung in dem festgelegten Umfang ordnungsgemäß ausge-
baut. Ihre laufende Unterhaltung ist auf die  Unterhaltungspflichti-
gen übergegangen. Verbindlichkeiten der Teilnehmergemein-
schaft bestehen nicht mehr. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung Widerspruch schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, 
Außenstelle Wanzleben, Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben, 
erhoben werden. 
Die Frist zur Einlegung des Widerspruchs wird auch gewahrt, 
wenn der Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuord-
nung und Forsten Mitte, Große Ringstraße, 38820 Halberstadt, 
oder dem Landesverwaltungsamt, Ernst – Kamieth - Str. 2, 06112 
Halle (Saale), eingelegt wird. 
Für die Wahrung der Frist ist das Datum des Einganges des 
Widerspruchs bei einer der vorgenannten Behörden maßgebend. 

Hinweis zur öffentlichen Bekanntmachung 

Die öffentliche Bekanntmachung dieser Schlussfeststellung erfolgt 
gemäß Hauptsatzungen der betroffenen Städte und Gemeinden 
und dem Flurbereinigungsgesetz. 
 
Im Auftrag     

 
DS 

Gez. 
Silke Wolff 
____________________________________________________________ 
 
 
 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
und Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben 
- Flurbereinigungsbehörde – 
 
 
Postanschrift: Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben   

                      Wanzleben, 11.05.2015 

Aktenzeichen: 32.2 – 611 B12 - 0305 SBK 03 
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Öffentliche Bekanntmachung 

Schlussfeststellung 

In dem Flurneuordnungsverfahren nach § 87 ff. Flurbereinigungs-
gesetz (FlurbG) „Flurbereinigung Brumby/Glöthe BAB A14, Land-
kreis Schönebeck 03“, wird hiermit nach § 149 Abs. 1 Flurbereini-
gungsgesetz (FlurbG) i. d. gültigen Fassung, die Schlussfeststel-
lung erlassen und folgendes festgestellt: 

4. Die Ausführung nach dem Flurbereinigungsplan ist bewirkt. 
5. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im 

vorliegenden Flurbereinigungsverfahren hätten berücksichtigt 
werden müssen. 

6. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft „Teilnehmerge-
meinschaft der Flurbereinigung Brumby/Glöthe BAB A 14, 
Landkreis Schönebeck“ sind abgeschlossen. 

Mit der Zustellung der unanfechtbaren Schlussfeststellung an die 
Teilnehmergemeinschaft ist das Flurneuordnungsverfahren been-
det und die Teilnehmergemeinschaft erloschen. 

Gründe: 

Die Voraussetzungen für die Schlussfeststellung nach § 149 
FlurbG liegen vor. 

Die Ausführung des Flurbereinigungsplanes ist in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht bewirkt. Die öffentlichen Bücher sind 
berichtigt. 
Die gemeinschaftlichen Anlagen sind entsprechend ihrer Zweck-
bestimmung in dem festgelegten Umfang ordnungsgemäß ausge-
baut. Ihre laufende Unterhaltung ist auf die Unterhaltungspflichti-
gen übergegangen. Verbindlichkeiten der Teilnehmergemein-
schaft bestehen nicht mehr. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. 
Die Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen 
Bekanntmachung. 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Amt für 
Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Außenstelle 
Wanzleben, Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben, oder beim Amt 
für Landwirtschaft; Flurneuordnung und Forsten Mitte, Große 
Ringstraße, 38820 Halberstadt, oder beim Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt, Ernst - Kamieth-Straße 2, 06112 Halle/Saale, 
einzulegen. 
Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs wird die Rechtsbe-
helfsfrist nur gewahrt, wenn 
der Widerspruch bis zum Ablauf der angegebenen Frist bei einer 
der vorgenannten Behörden eingegangen ist. 
Gegen die Schlussfeststellung steht gemäß § 149 Abs. 1 Satz 3 
FlurbG auch dem Vorstand 
der Teilnehmergemeinschaft der Widerspruch an die obere Flur-
bereinigungsbehörde, das 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 
06112 Halle/Saale, zu. 

Hinweis zur öffentlichen Bekanntmachung 

Die öffentliche Bekanntmachung dieser Schlussfeststellung erfolgt 
gemäß Hauptsatzungen der betroffenen Städte und Gemeinden 
und dem Flurbereinigungsgesetz. 

Im Auftrag     
                                                                          DS 
gez. Mathias Arnold 
____________________________________________________________
_ 
 
Amt für Landwirtschaft,     
  Wanzleben, 29.04.2015 
Flurneuordnung und Forsten Mitte 
Außenstelle Wanzleben 
Ritterstraße 17-19 
39164 Stadt Wanzleben - Börde 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 
 
Mit Beschluss vom 29.04.2015 wurde der freiwillige Landtausch 
„Calbe Damaschkeplan“ mit der Verf.-Kennung SLK 135 für fol-
gendes Flurstück angeordnet: 
 
Gemarkung Calbe, Flur  19, Flurstück: 23/60 
 
Betreffend das vorgenannte Flurstück werden gemäß § 14 Abs. 1 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) hiermit die Inhaber von Rechten, 
die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich sind, aber zur Beteiligung 
am Bodenordnungsverfahren berechtigen, aufgefordert, ihre 
Rechte innerhalb von 3 Monaten - gerechnet vom ersten Tag 
dieser Bekanntmachung - beim Amt für Landwirtschaft, Flurneu-
ordnung und Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben anzumelden. 
Auf Verlangen des Amtes hat der Anmeldende sein Recht inner-
halb einer von der Behörde zu setzenden Frist nachzuweisen. 
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr 
zu beteiligen. 
Werden Rechte erst nach Ablauf der zuvor bezeichneten Fristen 
angemeldet oder nachgewiesen, so kann gemäß § 14 Abs. 2 
FlurbG das Amt die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen 
gelten lassen. 
Der Inhaber eines in § 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechts 
muss gemäß § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor der An-
meldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
 
Im Auftrag 
 
Konstanze Cleve     (DS) 
 

Nichtamtlicher Teil 
I n f o r m a t i o n e n  

u n d  
W e r b u n g  

 
 
Spielansetzungen des MTV 1887 e.V. Welsleben 
 
05.06. Alte Herren 
 SV Förderstedt – MTV 
 
07.06. Salzlandliga  
 SV Einh. Bernburg – MTV 
 
12.06. Alte Herren 
 MTV – SSV Barby 
 
14.06. Salzlandliga 
 MTV – SV Wolmirsleben 
 
19.06. Sponsorenturnier beim MTV 
 
26.06. Alte Herren  
 SV Burgdorf – MTV 
 
03.07. Alte Herren  
 MTV – SV Gr. Rodensleben 
 
10.07. Alte Herren  
 Kali Wolmirsleben – MTV 
 
Sollten noch Platzierungsspiele im Nachwuchsbereich stattfinden 
bitte aus den Schaukästen entnehmen. 
 
    MTV Welsleben 
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Spielgemeinschaft Großmühlingen/Eickendorf 
Alte Herren Freundschaftsspiele 2015 
 
05.06. 18.30 Uhr in Großmühlingen gegen TSV Klein Mühl. 
 
12.06. 18.30 Uhr in Großmühlingen gegen TSV Blau Weiß  
                Biere 
03.07. 18.00 Uhr in Glöthe Alte Herren – Turnier 
 
10.07. 18.30 Uhr in Eggersdorf gegen TSV Blau-Weiß 
 
 13.07. bis 26.08.2015 Sommerferien 
 
21.08. 18.30 Uhr in Neugattersleben gegen VfB 21 
 
04.09. 18.30 Uhr in Großmühlingen gegen SG Union Ziepel 
 
18.09. 18.30 Uhr in Unseburg gegen TSG Unseburg/Tarthun 
 
03.10. 10.00 Uhr in Großmühlingen gegen Schönebecker SC 
 
 
Ansetzungen der F- und D-Jugend bitte aus den Schaukästen 
entnehmen. (Endrundenspiele) 
 
 
 

Blutspendetermin 
im OT Eggersdorf 

 
Die nächste Blutspende findet am 

 
Freitag, den 19.06.2015 

 
von 16.00–19.00 Uhr im Bürgerhaus, Kirchstraße 4 statt. 

 

Kommunikationstechnik 
Uwe Müller 

Lindenstraße 4,  
39221 Bördeland, OT Eggersdorf 
 

Tel. : 03928 / 72 94 89 
Fax : 03928 / 72 94 63 
Mobil : 0151 / 12 03 22 12 
 

E-Mail : info@kommunikation-uwe-mueller.de 
Web : www.kommunikation-uwe-mueller.de 
* SAT-Anlagen 
* Telefonanlagen 
* Telefone 
* Faxgeräte 

 
 
                                  ASIA SHOP 
 
                Blumenstraße 56 – 39221 Biere 
             Textilien – Unterwäsche – Schuhe –  
            Geschenkartikel – Gartendekoration….. 
 
Öffnungszeiten           Montag bis Freitag 
                                     9.00 Uhr – 17.00 Uhr 
                                              Samstag 
                                     8.30 Uhr – 12.00 Uhr 
 
                       Änderungsschneiderei 
                   schnell – preiswert - Qualität
 
 
 
 

Plasa Haus 
 

Alles rund ums Haus 

-  Jetzt Heizkosten sparen !  - 
 

Mit der Isofloc Einblasdämmung sparen Sie 
Bis zu 50 % ihrer Heizkosten. 
 

zum Beispiel: 
- zwischen Sparrendämmung 
- als Erweiterung der vorh. Dämmung in allen Hohlwänden u. 
Dachböden 
- bei Innen- oder Außendämmung von Wänden 
Ihr Fachbetrieb in Sachsen-Anhalt: 
 
Plasa Haus 
OT Eickendorf, Biererstraße 30 b, 39221 Eickendorf 
- Tel. 039297/27548     Funk: 0178/1521848 
Weitere Infos unter: www.isofloc.com 
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HAGA-Service 
 

Ihr Partner rund um Haus, Garten und Büro 
- digitale Satellitenanlagen aufstellen und programmieren; 
- TV-, Video-, DVD-, Heimkino und Musikanlagen aufstellen, 
  programmieren sowie Fehlersuche; 
- Reparatur von Hausgeräten und Heimelektronik; 
 - Computer, Hard- u. Software-Installation; 
 - Hausmeistertätigkeiten aller Art; 
 - Möbel Ab- und Aufbau, Küchenmontage; 
 - viele Arbeiten im und am Haus oder Ihrer Wohnung 

Sylvio Nebauer, Salzer Str. 8, OT Biere 
39221 Bördeland 

 
Tel. 039297/27664 
Mobil: 0171 8925904 oder 039297/289980 
 
 

DÖMa-HWS 
 

Fliesen-Renovierungsarbeiten 
Maurer-Putzarbeiten 

Pflasterarbeiten 
Grundstückspflege 

 
Manfred Dölle 
Luisenstr. 35 

39218 Schönebeck 
 

Tel. 03928/68058 oder 0176 78718371 
 
 
Kleine 2-Raum-Wohnung in Großmühlingen 
im 4-Familienhaus auf gepflegtem Grundstück, Wohnfläche ca. 
51 m², 2 Zimmer, Flur, geräumige Küche, Bad mit Wanne, Gara-
ge, Baujahr ca. 1910, Ölheizung, Bedarfsausweis, Energiever-
brauch 241 kWh/m²a, Effizienzklasse G, KM 225 €, Garage 30 €, 
NK-VZ 135 €, ab 01.02.2015 
flex systembau & logistik GmbH, Friedrichstr. 103,  
39218 Schönebeck, Tel. 03928/848421 
 
2-Raum-Wohnung im Grünen in Großmühlingen 
Im 4-Familienhaus auf gepflegtem Grundstück, Wohnfläche ca. 
46 m², 2 Zimmer, Flur, Küche, Bad mit Wanne, Garage, Baujahr 
ca. 1910, Ölheizung, Bedarfsausweis, Endenergieverbrauch 241 
kWh/m²a, Effizienzklasse G, 
KM 209 €, Garage 30 €, NK-VZ 157 €,  
ab 01.05.2015 
flex systembau & logistik GmbH, Friedrichstr. 103,  
39218 Schönebeck, Tel. 03928/848421 
 
Zu vermieten direkt vom Eigentümer, prov.frei in 
Großmühlingen, im Erdgeschoß/Hochparterre  
3 Zimmer, Küche, Bad, ca. 60 m², mit Gas-Etagen-
Heizung, 143 kWh m²-a, nach Sanierung (Bad und alle 
Fußböden Fliesen und Laminat), frisch  
renoviert. 
frei ab 01.09.2015, Keller, Stellfläche auf dem Grund-
stück, Garage möglich, Miete kalt VHB 300 €, ca. 90 
Nebenkosten, 2KM Kaution 
Tel. 039297 589939 

 
Die 10. Welslebener Kinderbekleidungsbörse fand am 
09.05.2015 in der Zeit von 14.00 bis 17.00 Uhr statt und 
fand großen Anklang bei den Käufern. 
16. Aussteller verkauften alles rund ums Kind von Kinder-
sachen bis Spielzeug und so kamen 180,00 € für die 
Grundschule Juri Gagarin in Welsleben zusammen. 
Einen Dank an alle Verkäufer die selbstgebackenen Ku-
chen mitbrachten, an Herrn Frank Thäle von der Cafebar 
für die Bereitstellung des Kaffeeautomaten, an die fleißi-
gen Helfer für die Hilfe des Raumstellens, an Frau Katrin 
Schilling und Frau Heidi Körber die den Kaffee- und Ku-
chenstand betreuten. 
Ein besonderer Dank an den Welslebener Carclub für die 
Spende in Höhe von 30,00 €. 
Wir sehen uns am 07. November 2015 bei der Neuaufla-
ge der 11. Kinderbekleidungsbörse. 
 

Eure Steffi Ende 
 
 
 

Danksagung 
 

Wenn du auch bist von uns geschieden, 
in unseren Herzen stirbst du nie. 

 
Für die vielen Beweise aufrichtiger Anteilnahme des Ab-

schieds von unseren lieben Entschlafenen 
 

Rolf-Peter Hentschel 
 

möchten wir uns auf diesem Wege bei allen Verwandten, 
Freunden, Nachbarn und Bekannten recht herzlich  

bedanken. 
 

In stiller Trauer 
Christine Hentschel und 

Kinder Melanie und Rene 
 
 

Danksagung 
 

Ganz ohne Vorbereitung, so plötzlich, 
bist du viel zu früh von uns gegangen. 

 
Ruth Hempel 

 
D         für die tröstenden Worte, gesprochen oder geschrieben; 
A         für einen Händedruck, wenn die Worte fehlten; 
N         für jede Umarmung und gemeinsame Tränen; 
K         für die Blumen und Geldzuwendungen;  
E         für die Begleitung auf ihrem letzten Weg; 
            für alle Beweise herzlicher Anteilnahme. 
 
Herzlichen Dank allen Verwandten, Freunden, Bekannten und 
Nachbarn, die sie so auf ihrem letzten Weg begleitet haben und 
sich mit uns verbunden fühlten. 
 
In stiller Trauer 
Kurt Hempel 
sowie alle Angehörigen                          Welsleben, im April 2015 
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Begrenzt ist das Leben, 
doch unendlich die Erinnerung 

 
Werner Heide 

08.06.1935 – 22.04.2015 
 
Wir danken allen Verwandten, Freunden, Bekannten und 
Nachbarn, die mit uns Abschied nahmen, sich in stiller 
Trauer mit uns verbunden fühlten und ihre Anteilnahme 
auf so vielfältige Weise zum Ausdruck brachten. 
 
Wir danken dem Bestattungsinstitut Heiduck für die wür-
devolle Ausgestaltung der Trauerfeier und der Rednerin 
Frau Schliestedt für ihre tröstenden Worte. 
 
Ingrid Heide und Kinder 
 

Großmühlingen, Mai 2015
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


